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Ende 2020 verabschiedete der Kabinettausschuss zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus 
einen umfangreichen Maßnahmenkatalog, in dem auch eine Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Sicher-
heitsbehörden und Zivilgesellschaft empfohlen wird. Obwohl bereits einige erfolgreiche Ansätze existieren, 
scheint es an dieser zentralen Schnittstelle der Extremismusprävention weiterhin Entwicklungsbedarf zu 
geben. Innovative Evaluationsvorhaben können hier einen wichtigen Beitrag leisten, indem sie dabei helfen, 
bestehende Initiativen zu stärken, mögliche Hürden zu überwinden und gleichzeitig den nötigen Raum zur kla-
ren Abgrenzung zwischen den Akteursgruppen zu bieten. 

von Maximilian Ruf und Dennis Walkenhorst
Im September 2020 bekräftigte der Kabinettsaus-
schuss zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und 
Rassismus die Bedeutung von sicherheitsbehördlicher 
und zivilgesellschaftlicher Kooperation in der Extremis-
musprävention und sprach eine dringende Empfehlung 
zu ihrer Stärkung aus.1 Auch Vorfälle terroristischer 
Gewalt wie in der jüngeren Vergangenheit in Dresden, 
Nizza und Wien, machen deutlich, dass die Zusammen-
arbeit von Strafverfolgungsbehörden, Nachrichten-
diensten und in der Deradikalisierungs- und Rehabili-

tierungsarbeit tätigen, staatlichen und nichtstaat lichen 
Akteur.innen zwingend verbessert werden muss. So 
fordert auch die Untersuchungskommission zum 
Terror anschlag in Wien vom 02.11.2020 vor der Haft-
entlassung extremistischer Täter.innen gemeinsame 
Fallkonferenzen aller professionell beteiligten Akteur.
innen.2 Nur ein koordiniertes und kohärentes Vorgehen 
aller Beteiligten kann dazu beitragen, das Risiko für ähn-
liche Ereignisse so weit wie möglich zu reduzieren.3

Dennoch ist grundsätzlich darauf zu achten, dass es 
zu keiner Verwischung von Verantwortlichkeiten im 
Verhältnis von Staat und Zivilgesellschaft kommt. Die 
unterschiedlichen Handlungsrahmen und -zwänge soll-
ten wechselseitig anerkannt werden, denn sie setzen 
Kooperation und Austausch natürliche Grenzen: Wäh-
rend die Arbeit der Sicherheitsbehörden strukturiert 
wird durch das primäre Ziel der Gefahrenabwehr und 
die Prinzipien von Vertraulichkeit und Geheimhaltung, 
gelten bei Rehabilitationsmaßnahmen höchste Stan-
dards für den Vertrauensschutz in der Klient.innen-
arbeit. Dieser Balanceakt zwischen der Notwendigkeit 
zu Kooperation und Austausch auf der einen und der 
Abgrenzung zwischen den Akteursgruppen auf der 
anderen Seite gestaltet sich nach wie vor als eine der 
entscheidenden Herausforderungen des Arbeitsfel-
des. Die wichtige Erkenntnis, dass zivilgesellschaftli-
che Organisationen nicht Teil eines sicherheitsbehörd-
lichen Auftrags sein sollen, scheint sich mittlerweile 
aber bei allen beteiligten Akteur.innen durchzusetzen. 
Teile der Zivilgesellschaft lehnen die Zusammenarbeit 
mit Sicherheitsbehörden jedoch grundsätzlich ab – 
häufig aus Sorge, gegenüber Klient.innen als unglaub-

Zusammenarbeit stärken, Verantwortlichkeiten klar trennen: Evaluationsformate kön-
nen dabei helfen, die Kooperation zwischen Sicherheitsbehörden und Zivilgesellschaft 
zu verbessern (Foto: auntmasako, pixabay, bit.ly/2ZmcjvK).
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würdig zu erscheinen und somit an Legitimität für 
die eigene Arbeit einzubüßen. Andererseits verfügen 
auch Sicherheitsbehörden nicht über unbegrenzten 
Spielraum zur Zusammenarbeit, denn das für den Auf-
trag der Behörden notwendige Maß an Geheimhaltung 
setzt einem möglichen Austausch strikte Grenzen. 

Herausforderungen in der Kooperation zwischen 
Sicherheitsbehörden und Zivilgesellschaft
In diesem Spannungsfeld entstanden in den letz-
ten Jahren bereits vielfältige Kooperationsformen, 
die, trotz aller Schwierigkeiten, der Komplexität und 
Diversität des Handlungsfeldes zunehmend gerecht 
werden.4 Bestehende Kooperationsformate reichen 
von Verfahren zur Fallweiterleitung zwischen Zivil-
gesellschaft und Sicherheits- sowie Justizbehörden 
bis hin zu fallspezifischen regionalen oder lokalen 
Austauschrunden und der gemeinsamen Abstimmung 
und Planung von sicherheitsbehördlichen und päda-
gogischen bzw. sozialarbeiterischen Maßnahmen. 
Im Bereich der Islamismusprävention haben sich 
bereits einige Kooperationsformate auf Länderebe-
ne herausgebildet. Besonders relevant ist die Zusam-
menarbeit von Nichtregierungsorganisationen mit 
Sicherheits- und Justizbehörden im Kontext von Jus-
tizvollzug und in der Arbeit mit sogenannten ‚sicher-
heitsrelevanten Fällen‘. Dies meint Personen, die 
bereits straffällig, möglicherweise sogar gewalttätig, 
geworden sind oder denen diesbezüglich ein hohes 

Einschuss-
löcher im 
Bereich des 
Tatorts in der 
Seitenstet-
tengasse in 
der Wiener 
Innenstadt am 
Donnerstag, 
5. November 
2020 (Foto: 
Helmut Fohri-
nger, picture 
alliance/APA).

Potential zugerechnet wird. Während also in einigen 
Bundesländern funktionierende Kooperationsansätze 
für die Islamismusprävention umgesetzt wurden, ste-
hen die Beteiligten andernorts noch ganz am Anfang – 
besonders im Hinblick auf den Rechtsextremismus.
Diskussionen müssen nicht nur über geeignete Forma-
te und Prozesse geführt werden, sondern auch über 
die Zielsetzung der Kooperation. Wenn Zivilgesell-
schaft und Sicherheitsbehörden kooperieren, treffen 
fraglos unterschiedliche Handlungslogiken aufeinan-
der.5 Auf der einen Seite steht die sicherheitsbehörd-
liche Perspektive, die einer gesamtgesellschaftlichen 
Gefahrenminimierung verpflichtet ist. Auf der ande-
ren Seite ist es die pädagogische oder sozialarbeite-
rische Praxis, die sich der Stärkung der individuellen 
Entwicklungsperspektiven der Beratungsnehmen-
den verschrieben hat. Gerade in dieser Unterschied-
lichkeit der Akteur.innen und ihrer Perspektiven liegt 
aber auch eine potentielle Stärke der Kooperation. 
Beide Perspektiven können sich im Idealfall ergänzen 
und so nachhaltig positive Ergebnisse sowohl für die 
Sicherheit der Gesellschaft als auch für die individu-
elle Situation der Beratungsnehmenden sicherstellen. 
Dabei ist es notwendig, im gesamten Prozess dafür zu 
sorgen, dass sich die jeweiligen Maßnahmen in einer 
gemeinsamen übergreifenden Zielsetzung ergänzen – 
und nicht etwa konterkarieren.
Eine systematische Aufarbeitung der bisherigen 
Kooperationsformate und Erfahrungen mit Weg- und 
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Das PrEval-Projekt beschäftigt sich mit Evaluationsbedar-
fen, -kapazitäten und -designs in der deutschen Extremis-
musprävention. In enger Zusammenarbeit mit zivilgesell-
schaftlichen und staatlichen Vertreter.innen der Fachpraxis 
werden beispielhafte, auf den jeweiligen Kontext angepasste 
Evaluationsdesigns entwickelt, unter anderem in den Berei-
chen Sekundär- und Tertiärprävention sowie an der Schnitt-
stelle zur Gewaltprävention. Dabei werden auch Kooperati-
onsformate zwischen Zivilgesellschaft und Sicherheitsbe-
hörden in den Blick genommen. Für 2021 sind im Rahmen 
des PrEval-Projekts vertiefende Veröffentlichungen zu dieser 
Schnittstelle geplant. 
Mehr zum PrEval-Projekt: https://preval.hsfk.de

Zielkonflikten kann wertvolle Erkenntnisse für die 
Zukunft generieren. Dies gilt sowohl für den Aufbau 
neuer Formate (insbesondere dort, wo bislang noch 
kein formalisierter Austausch stattfand) als auch für 
die Weiterentwicklung der existierenden Zusammen-
arbeit.

Kooperationsförderung durch Evaluation6

Evaluationen der Präventionsarbeit können helfen, 
Erkenntnisse und Erfahrungen der Vergangenheit auf-
zuarbeiten und langfristig die Qualitätssicherung im 
Sinne einer dem Gegenstand angemessenen Zusam-
menarbeit weiterzuentwickeln. Prozessorientier-
te, also parallel zu den Maßnahmen durchgeführte, 
Evaluationen können ihr Hauptaugenmerk direkt auf 
die Unterstützung von Kooperationsauf- und -aus-
bau legen und dadurch zu verbesserter Kommunika-
tion und Transparenz zwischen den Akteur.innen bei-
tragen. Aber auch Evaluationen, die nur Teilbereiche 
der Kooperationsstruktur betreffen, können mittel- 
bis langfristig für mehr Klarheit sorgen, indem sie die 
Handlungsprofile der Akteur.innen schärfen oder die 
jeweiligen Wirkungsannahmen der Maßnahmen kon-
kretisieren. Zudem können Evaluationsformate dabei 
unterstützen, die Balance zwischen der Eigenständig-
keit der jeweiligen professionellen Handlungsorien-
tierung und den Erfordernissen der kooperativen Auf-
gabenerfüllung auszutarieren und im Zweifelsfall für 
wechselseitige Anerkennung und Akzeptanz der pro-
fessionellen Grenzen werben.7

Bislang beschäftigen sich nur wenige Evaluationsvor-
haben explizit mit diesem Aspekt. Eine Ursache dafür 
könnte in der Komplexität des Themas liegen, sowohl 
in Bezug auf Fragestellungen und Erhebungsformen 
der Evaluationen als auch mit Blick auf die Zugäng-
lichkeit und Kooperationsbereitschaft aller Beteilig-
ten. Dennoch stellt sich die Frage, ob es zur Stärkung 
der staatlich-zivilgesellschaftlichen Partnerschaft 
nicht an der Zeit wäre, einen systematisch-forschen-
den Blick auf die konkreten Erfahrungen zu werfen? 
Wie gestalten sich die Kooperationsbeziehungen zwi-
schen Zivilgesellschaft, Sicherheits- und Justizbehör-
den aus den jeweiligen Perspektiven? Welche Chan-
cen und Herausforderungen birgt die Kooperation für 
die einzelnen Partner.innen? Wie kann aus bisherigen 
Erfahrungen gelernt werden? Und wie können die Hür-
den verringert und die Potentiale genutzt werden?

Evaluation als Kommunikationsplattform
Neben dem retrospektiven Blick auf bereits existieren-
de Erfahrungen, ist es von besonderem Vorteil, pro-
zessbegleitende Evaluationen in einem möglichst frü-
hen Stadium des Kooperationsaufbaus anzusetzen. 
Denn gerade in der Konzeption von Präventionsmaß-
nahmen ist zu erwarten, dass eine Kooperation hohe 

Anforderungen an das personelle Engagement, die 
Verhandlungs- und Kompromissbereitschaft sowie 
den gemeinsamen strategischen Ausblick der Part-
ner.innen stellt. Von Beginn an mitgedachte Evaluati-
onsdesigns können im Idealfall zusätzliche Ressour-
cen zur Verfügung stellen und einen moderierenden 
Rahmen für den offenen Austausch aller Beteiligten 
bieten.
Auch im weiteren Verlauf der gemeinsamen Projekt-
umsetzung ist eine regelmäßige und strukturierte 
Kommunikation unverzichtbar. In einem so komple-
xen Handlungsfeld wie der Extremismusprävention 
formieren sich kontinuierlich neue Herausforderun-
gen, die spontane konzeptuelle und arbeitsprakti-
sche Anpassungen und Innovationen erfordern. Wie 
gehen die Kooperationspartner.innen beispielsweise 
damit um, wenn im Verlauf der Arbeit mit gewaltbe-
reiten Personen unterschiedliche Einschätzungen 
vorliegen? Wenn also zum Beispiel die positive Ein-
schätzung eines pädagogischen Trägers zur Entwick-
lung von Klient.innen dem negativen Ausblick einer 
Polizeibehörde entgegensteht, die an repressiven 
Maßnahmen festhalten möchte? Im Rahmen einer 
wissenschaftlichen Begleitung durch Evaluationsvor-
haben können solche und ähnliche Herausforderun-
gen dialogorientiert und praxisförderlich bearbeitet 
werden.
Mit Blick auf geringe Kapazitäten oder mangelnde 
Strukturierung in der Zusammenarbeit können pro-
zessbegleitende Evaluationen helfen, zusätzliche 
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Ressourcen und das notwendige Know-how zur Ver-
fügung zu stellen, das zur Förderung dieser Bemü-
hungen gebraucht wird. Selbst wenn Evaluationen 
nicht die Kooperation selbst ins Zentrum stellen, son-
dern beispielsweise interne Prozessanpassungen 
oder die Ausarbeitung von Wirkannahmen themati-
sieren, haben Sie das Potential, durch die Unterstüt-
zung der Arbeit der jeweiligen Partner.innen die über-
greifende Kooperation aller zu verbessern.
Grundsätzlich ist wahrscheinlich: Je früher eine 
Evaluation im Prozess des Kooperationsaufbaus 
ansetzt und je umfänglicher sie alle relevanten 
Akteur.innen einbezieht, desto mehr kann sie zur 
Unterstützung der Praxispartner.innen und der 
gemeinsamen Zusammenarbeit beitragen. Lang-
fristig können solche Vorhaben den Weg für aussa-
gekräftige Wirkungsanalysen ebnen, indem sie die 
Praxis wissenschaftlich fundiert stärken und gleich-
zeitig die notwendige empirische Datenbasis aus-
weiten. Um all diese Potentiale zu nutzen, ist es nur 
konsequent, dass sich die politischen Rahmenge-
ber.innen gemeinsam mit Wissenschaft und sicher-
heitsbehördlicher wie zivilgesellschaftlicher Praxis 
an einen Tisch setzen und konstruktiv zusammenar-
beiten – auch mit dem Ziel, Evaluationsstrukturen zu 
stärken. Eine weiterführende bundesweite und stra-
tegische Bearbeitung des Themas, inklusive einer 
angemessenen Ressourcenausstattung, verspricht 
wichtige Fortschritte in der Umsetzung und Steue-
rung der (deutschen) Extremismusprävention. Auch 
dieser Beitrag kann lediglich als Auftakt für eine brei-

tere Diskussion und einer vertiefenden Veröffent-
lichungsreihe rund um die Themen Kooperation und 
Evaluation verstanden werden.

PRIF SPOTLIGHT
Das Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK) 
ist das größte Friedensforschungsinstitut in Deutschland. Die HSFK analysiert die 
Ursachen gewaltsamer internationaler und innerer Konflikte, erforscht die Bedin-
gungen des Friedens und arbeitet daran, den Friedensgedanken zu verbreiten.

V.i.S.d.P.: Rebecca Frei, Öffentlichkeitsarbeit (HSFK), Baseler Straße 27–31,   
60329 Frankfurt am Main, Telefon (069) 959104-0, info@hsfk.de, www.hsfk.de.   
Design: Anja Feix · Layout: HSFK · Druck: Druckerei Spiegler

Das Projekt PrEval wird vom 
Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat 
(BMI) mit einer Laufzeit 
von März 2020 bis Dezem-
ber 2021 aus Mitteln des 
„Natio nalen Präventions -
programms gegen islamisti-
schen Extremismus“ (NPP) 
gefördert.
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